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Insolvenz von Wohninvest – Auswirkungen auf das Könecke-Gelände 

Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, Tim Sültenfuß, Nelson Janßen und 
Fraktion DIE LINKE 

Wir fragen den Senat: 

1. Wann wurde das Insolvenzverfahren zur Wohninvest Holding GmbH eröffnet, wel-
che Auswirkungen ergeben sich daraus auf die Tochtergesellschaft zur Entwicklung 
des ehemaligen Könecke-Geländes, und mit Forderungen in welchem Umfang ist die 
Stadtgemeinde als Gläubigerin am Insolvenzverfahren beteiligt? 
 
2. Zieht der Senat in Erwägung, das Vorkaufsrecht zu ziehen beziehungsweise die 
Anteile der Investitionsgesellschaft zu übernehmen, falls nein, warum nicht? 
 
3. Wie ist der aktuelle Planungsstand der Senatorin für Kinder und Bildung hinsicht-
lich der Realisierung eines Berufsschulzentrums auf dem ehemaligen Könecke-Ge-
lände? 

Zu Frage 1: 
Nachdem am 23.05.2024 das vorläufige Insolvenzverfahren über das Vermögen der 
Wohninvest Holding GmbH am AG Stuttgart Insolvenzgericht eröffnet wurde, ist nun-
mehr am 29.07.2024 das Insolvenzverfahren eingeleitet worden. 
Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens für die Wohninvest Holding GmbH hat nicht 
automatisch die Insolvenz der Wohninvest Projekt Hemelingen GmbH zur Folge. 
Vielmehr muss für jede Gesellschaft gesondert geprüft werden, ob ein Insolvenz-
grund (Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung) besteht. 
Die Stadtgemeinde Bremen hat gegenüber der Wohninvest Projekt Hemelingen 
GmbH aus dem Wettbewerbsverfahren zum Könecke-Gelände eine offene Forde-
rung in Höhe von rund 43.000,- Euro. 

Zu Frage 2: 
Die Anteile der Wohninvest Holding GmbH an der WI Projekt Hemelingen GmbH fal-
len in die Insolvenzmasse. Sollten die Gesellschaftsanteile im Rahmen des Insol-
venzverfahrens veräußert werden, würde ein satzungsgestütztes Vorkaufsrecht nicht 
bestehen. Werden lediglich Anteile an der Projektgesellschaft veräußert (share deal), 
liegt in der Regel kein Grundstücksverkauf und auch kein kaufähnliches Rechtsge-
schäft vor. 
Bei einer Platzierung von Unternehmensanteilen am Markt im Rahmen des Insol-
venzverfahrens könnten Bremen bzw. bremische Beteiligungsgesellschaften als re-
guläre Marktteilnehmer im Wettbewerb auftreten, wobei jedoch die Finanzierungsfä-
higkeit und Wirtschaftlichkeit des Engagements zu beachten wäre. 

Zu Frage 3: 
Handlungsdruck ergibt sich einerseits aus einer erforderlichen Ausweitung und zeit-
gemäßen räumlichen Ausstattung für die Bildungsgänge zu sozialpädagogischen so-
wie gesundheits- und personenbezogenen Dienstleistungen, andererseits aus der 
Notwendigkeit, die bestehenden Schulstandorte für Bedarfe der Allgemeinbildung 
nachzunutzen. Die Bedarfe des Campus Ost sollen als Grundlage für das anste-
hende Bauleitplanverfahren und damit die Quartiersentwicklung des Könecke-Areals 
verwendet werden. Es besteht ein abgestimmtes Rahmenkonzept für den Berufs-
schulcampus, hervorgegangen aus einem Wettbewerbsverfahren. Als nächster 
Schritt ist ein geeignetes tragfähiges Entwicklungs- und Beschaffungskonzept und 



dessen haushalterische Abbildung zu erarbeiten und abzustimmen. Hierzu sind Ge-
spräche mit dem Projektentwickler, dem Senator für Finanzen und Immobilien Bre-
men zu führen. Mit den notwendigen Verfahrensschritten kann nicht von einer Verla-
gerung der Schulen zum Campus Ost vor 2030 ausgegangen werden. 


